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Anwalt als Mediencoach

Ist Ihr «Anwalt» Ihr Anwalt?

Liebe Leserin
Lieber Leser

Was ein Jurist ist, wissen Sie: Er hat ein 
Jura-Studium abgeschlossen. Ist er da-
mit Anwalt? Nein, er darf Sie weder in 
Zivil- noch in Strafprozessen vertreten. 
Zum Anwalt braucht es mehr. Es braucht 
Berufserfahrung und eine Zusatzprüfung 
zum Nachweis nicht nur theoretischer, 
sondern auch praktischer Kenntnisse 
bei der Umsetzung des Rechts.

Kann jeder mit Anwaltspatent Sie in Ge-
richtsverfahren vertreten? Nein. Dazu 
braucht es mehr: Die Aufnahme in ein 
staatliches Anwaltsregister. Wozu dies 
dient? Ihrer Sicherheit, Ihrem Schutz, 
Ihren Interessen.

Verwirrend für den Klienten ist: Nicht 
jeder Inhaber des Anwaltspatents darf 
den Anwaltsberuf ausüben. Warum ist 
das so? Notwendige Voraussetzung zum 
Eintrag ins staatliche Anwaltsregister und 
damit zur Ausübung des Anwaltsberufs 
ist nicht nur das Anwaltspatent (Fähig-
keitszeugnis). Um ins Register eingetra-
gen zu werden, muss der Anwalt zusätz-
lich integer und vor allem unabhängig 
sein. Nur der unabhängige, solvente und 
gut beleumundete Anwalt kommt ins An-
waltsregister.

Was haben Sie als Klient davon? Die 
Gewissheit, dass Ihr Anwalt Ihre Interes-
sen wahrnimmt. Angestellte «Anwälte» in 
Verbänden, Banken oder Versicherungen 
müssen schon arbeitsrechtlich die Inte-
ressen der Dienstherren wahren, sind 
also nicht unabhängig in der Beratung 
von Kunden. Aus der Sicht des Gesetz-
gebers braucht es mehr als das blosse 
Fähigkeitszeugnis, damit Ihre Interessen 
geschützt sind, es braucht unabhängi-

ge Anwälte. Nur diese werden ins An-
waltsregister aufgenommen. Nur wer im 
Anwaltsregister ist wird kontrolliert, ins-
besondere ob er unabhängig ist. Wenn 
Sie einen Anwalt wählen, der im St.Galler 
Anwaltsverband ist, haben Sie zusätzlich 
die Gewissheit, dass er nicht allein durch 
die staatliche Anwaltskammer, sondern 
auch vom privaten Verband und damit 
von seinen 330 Konkurrenten überwacht 
wird. Wozu? Damit Sie einen Anwalt «für 
sich» haben, der Sie nötigenfalls auch 
vor Gericht vertritt und nicht, wie andere 
Berater, nur darum den Gerichtsfall mei-
det, weil er Sie mangels Zulassung nicht 
selber vor Gericht vertreten darf und sein 
Beratermandat verliert, wenn es zum 
Prozess kommt.

Gehen Sie von Anfang an zum registrier-
ten Anwalt und nicht bloss zum «Inhaber 
des anwaltlichen Fähigkeitszeugnisses»
(Anwaltspatent) und erst recht nicht zu 
Offshore-Beratern. Achten Sie zu Ihrem 
Schutz bei der Wahl Ihres Beraters da-
rauf, dass er Mitglied des St.Galler An-
waltsverbandes (SGAV) ist. Er ist «Ihr» 
Anwalt.�
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Reisserische Medien: 
Ihr Anwalt als Mediencoach?
 
Viel häufiger als in früheren Jahren berichten Medien (Zeitung, Radio/TV und Online-Newspor-
tale) über Rechtsstreitigkeiten von Klienten und über Gerichtsverfahren. Auch dort, wo es 
unangenehm ist, müssen sich Bürger und Behörden Medienarbeit gefallen lassen. Auch reis-
serische. Beiträge, welche lediglich der Unterhaltung, Sensationsgier oder Effekthascherei 
dienen, fallen laut Bundesgericht1 unter die Medienfreiheit (siehe Kasten «Meilenstein für 
die Medien»). Das rechtfertigt aber falsche oder persönlichkeitsverletzende oder unlautere 
Berichterstattung nicht. Das Abwägen, ob es sich unter allen Aspekten – Aufwand und Ertrag, 
psychische Belastung, Macht der Medienmonopole, Dummheit oder Uneinsichtigkeit von 
Medienschaffenden – wirklich lohnt, gegen ehrverletzende, rufschädigende oder unlautere 
Medienberichte vorzugehen, ist eine der schwierigsten Aufgaben der medienrechtlichen 
Beratung des Anwaltes. Das Unwetter über sich ergehen lassen – die Nullvariante – ist bei 
komplexen Sachverhalten jedenfalls in die Evaluation der Strategien einzubeziehen. Klien-
ten verstehen bisweilen nicht, dass Behörden und Staatsanwaltschaft informieren und gar 
Einsicht in die Akten gewähren müssen.

Was müssen sich  
Klienten gefallen lassen?

In den letzten Jahrzehnten fand 
ein Paradigmenwechsel statt: 
Früher durften Behörden über 
Verfahren in der Regel nicht 
informieren (Geheimhaltungs-
grundsatz), heute dürfen sie 

eine Interessenabwägung vor-
nehmen (Öffentlichkeitsgrund-
satz mit Geheimnisvorbehalt). 
Dieser Grundsatz ist auch in Art. 
60 Kantonsverfassung St.Gal
len festgeschrieben: «Die Be­
hörden informieren von sich 
aus oder auf Anfrage über ihre 
Tätigkeit, soweit keine öffent­
lichen oder schützenswerten 
privaten Interessen entgegen­

stehen. Das Gesetz regelt die 
Informationsverbreitung und 
den Zugang zu amtlichen In­
formationen».

Staatsanwaltschaft darf 
informieren, aber…

Das Öffentlichkeitsprinzip hat 
sich auch auf die strafrecht1 �BGE 137 I 8



4

1-2014 mandat

THEMA

lichen Untersuchungsverfahren 
ausgewirkt und sich in der ge-
samtschweizerischen Strafpro-
zessordnung (StPO) niederge-
schlagen. Die Behörde kann, 
muss aber auf Begehren nicht 
zwingend informieren. Art. 74 
StPO ermächtigt die Staatsan-
waltschaft und die Gerichte – 
sowie mit deren Einverständnis 
auch die Polizei – die Öffent-
lichkeit über hängige Verfahren 

zu orientieren, wenn dies aus 
fahndungstechnischen Grün-
den, zur Warnung oder Beru-
higung der Bevölkerung, zur 
Richtigstellung unzutreffender 
Meldungen und Gerüchte oder 
wegen der besonderen Bedeu-

tung eines Straffalles 
erforderlich ist. Dabei 
muss die Behörde 
die Persönlichkeits-
rechte und insbeson-
dere den Anspruch 
auf Unschuldsver-
mutung beachten. 
Aber auch an die 
Persönlichkeitsrech-
te von Mitbetroffenen 
ist zu denken: Opfer, 

Beschuldigter und auch An-
gehörige (des Opfers und des 
Beschuldigten).

…Staatsanwaltschaft 
muss Betroffene anhören

Der Betroffene bzw. sein An-
walt müssen zwingend vor der 
geplanten Medieninformation 
einbezogen werden. Der Zür-
cher Staatsanwalt Rolf Jäger 
spricht in seiner Checkliste für 
Medienkonzepte2 der Staats-

anwaltschaft von der Pflicht 
zur Koordination mit der Ver-
teidigung und mit der Geschä-
digtenvertretung, «damit sie 
ihr eigenes Medienkonzept 
darauf ausrichten können». 
Dies sei eine «Frage der Fair-
ness und des rechtlichen Ge-
hörs». Jäger spricht von einer 
«Pflicht der Verfahrensleitung, 
die Medien zu objektiver und zu-
rückhaltender Berichterstattung 
anzuhalten. Es ist sogar von 
Amtes wegen einzuschreiten, 
wenn durch Medienberich-
te die Unschuldsvermutung 
unterlaufen wird» (siehe dazu 
auch BGE 137 I 209). Auch 
Jositsch3 fordert, die Verteidi-
gung sei über die Medienarbeit 
der Strafverfolgungsbehörden 
vorgängig zu informieren. 
Oberholzer4 empfiehlt sogar, 
dass die Medienmitteilungen 
den Parteien nach Möglich-
keit vorgängig zugestellt wer-
den müssten. Unseres Erach-
tens wird zu Unrecht darauf 
hingewiesen, dass dies aus 
Zeitgründen oft nicht möglich 
sei. So hat ein Thurgauer Tier-
arzt aus der Zeitung erfahren 
müssen, dass gegen ihn eine 
Strafuntersuchung eingeleitet 
worden sei. In anderen Fällen 
haben Angehörige Gleiches 
aus der Zeitung erfahren, weil 
der Betroffene nicht vorgängig 
informiert wurde.

Meilenstein für die  
Medien: Filmaufnahmen 
in Strafanstalt? 

Das Bundesgericht hat in 
einem Leiturteil (BGE 137 I 
8 / 13) entschieden, Medien 
müssten auch in einer Straf-
anstalt Filmaufnahmen ma-
chen können:  
«Den Medien kommt als In­
formationsträger die Funktion 
eines Bindeglieds zwischen 
Staat und Öffentlichkeit zu. 
Zugleich leisten die Medien 
einen wesentlichen Beitrag 
zur Kontrolle behördlicher 
Tätigkeiten. Um ihre Kontroll­
funktion wirksam ausüben 
zu können, sind die Medien 
auf möglichst ungehinderten 
Zugang zu Informationen an­
gewiesen. 

Vom Schutz der Medien­
freiheit erfasst wird dabei 
grundsätzlich jegliche Form 
der journalistischen Informa­
tionsbeschaffung, unabhängig 
davon, ob die Informationen 
allgemein zugänglich sind oder 
nicht (BGE 137 I 8) und ob der 
Beitrag legitime Informations­
interessen verfolgt oder nicht. 
Selbst Beiträge, welche ledig­
lich der Unterhaltung, Sensa­
tionsgier oder Effekthascherei 
dienen, fallen in den grund­
rechtlichen Schutzbereich. 
Die Wertigkeit einer Publika­
tion wird verfassungsrechtlich 
erst dann bedeutsam, wenn 
es gilt, entgegenstehende 
Eingriffsinteressen wie zum 
Beispiel den Schutz der öf­
fentlichen Sicherheit gegen die 
Medienfreiheit abzuwägen (–). 
Die Durchführung eines Fern­
sehinterviews in einer Strafan­
stalt fällt folglich unabhängig 
vom konkreten Inhalt des Bei­
trags in den Schutzbereich der 
Medienfreiheit. 
Bei der Verhältnismässigkeits­
prüfung ist insbesondere zu 
klären, ob allfälligen Sicher­
heitsbedenken dadurch hin­
reichend Rechnung getragen 
werden kann, dass – wie von 
den Beschwerdeführern vor­
geschlagen – das Interview 
unter Aufsicht im Besucher­
zimmer durchgeführt wird 
und die erstellten Aufnahmen 
von der Anstaltsleitung vor 
der Ausstrahlung vorvisioniert 
werden können.»

Dürfen Klienten  
von ihrem Anwalt / 
ihrer Anwältin Medien
beratung erwarten?

Für Klient / Klientin und An-
walt /Anwältin stellt sich die 

2 � Rolf Jäger, Strafuntersuchung und 
Medien im Spannungsfeld der Interes-
sen, Zürich / St.Gallen 2010, S.253

3 �Schweizerische Zeitschrift für Straf-
recht 2004, S. 139, im gleichen Sinn 
äussern sich auch Studer / Mayr von 
Baldegg, Medienrecht für die Praxis, 
Zürich 2011

4 �Oberholzer, Grundzüge des Strafpro-
zessrechtes, Bern 2012, Rn 759 mit 
Verweis auf BGE 130 IV 143.

Dürfen Klienten und  
Klientinnen erwarten, 
dass sich ihr Anwalt / ihre 
Anwältin auch Über­
legungen zum Umgang 
mit Medien macht?
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5 �Fellmann/Zindel, Kommentar zum 
Anwaltsgesetz, Zürich 2011, Art. 13

Frage, ob die Mandatsbe-
treuung auch medienrechtli-
che Beratung (und Vertretung 
gegenüber Journalisten) ein-
schliesst? Dürfen Klienten und 
Klientinnen erwarten, dass 
sich ihr Anwalt / ihre Anwältin 
auch Überlegungen zum Um-
gang mit Medien macht? Und 
was gilt, wenn sich der Klient 
nicht ausdrücklich zu diesem 
Aspekt geäussert hat? Oder 
sich, weil er / sie in U-Haft 
sitzt, auch nicht kurzfristig zu 
dieser Frage äussern kann?

Die Vollmachten sehen meist 
keine Regelung vor, ob und 
wie weit sich der Anwalt/
die Anwältin gegenüber Me-
dienschaffenden äussern soll 
und darf. Nur in seltenen 
Fällen thematisieren Anwalt /
Anwältin und Klient / Klientin 
diesen Aspekt in einem Ein-
trittsgespräch. In vielen Fällen 
fehlt eine explizite, schrifliche  
Befreiung vom Berufsgeheim-
nis. 

Berufsgeheimnis  
an erster Stelle

Das Berufsgeheimnis ist ei-
nerseits durch Art. 321 StGB 
(weitgefasst) abgesichert, an-
derseits durch Art. 13 Anwalts-
gesetz (BGFA, SR 935.61, sie-
he Kasten oder Fussnote).

Art. 13 Anwaltsgesetz
1  Anwältinnen und Anwälte 
unterstehen zeitlich unbe­
grenzt und gegenüber jeder­
mann dem Berufsgeheimnis 
über alles, was ihnen infolge 
ihres Berufes von ihrer Klient­
schaft anvertraut worden ist. 
Die Entbindung verpflichtet 
sie nicht zur Preisgabe von 
Anvertrautem.
2 Sie sorgen für die Wahrung 
des Berufsgeheimnisses durch 
ihre Hilfspersonen. 

Schon die Tatsache, dass ein 
Mandat besteht oder nicht, un-
tersteht dem Berufsgeheimnis. 

Der Anwalt / die Anwältin darf 
den Medienschaffenden somit 
nicht ohne Weiteres bestäti-
gen, dass er/sie die Person X. 
vertritt. 

Mitdenkender Gehorsam

Grundsätzlich hat sich der 
Anwalt/die Anwältin an die 
Instruktionen seiner Klient-
schaft zu halten, jedoch nicht 
gedankenlos, sondern als 
«objektiv urteilender Hel­
fer».5 Der Anwalt/die Anwältin 
schuldet nach Auftragsrecht 
«mitdenkenden Gehorsam». 
Daraus folgt: Will sich der An-
walt/die Anwältin gegenüber 
Medien äussern, braucht er 
in aller Regel das explizite 
Einverständnis, soweit ein 
solches eingeholt werden 
kann. Wenn beim Anwalt 
Anfragen der Medien einge-
hen, sind Aufklärungs- und 
Benachrichtigungspflichten 
gegenüber der Klientschaft 
zu beachten. Hier kann es 
unter dem Zeitdruck (den die 
Medien meist mit Verweis auf 
den Redaktionsschluss mehr 
oder weniger gerechtfertigt 
anführen) zu heiklen Ermes-
sensentscheiden kommen: 
Schlimmstes verhindern, in-
dem man ohne Einwilligung 
Auskunft gibt, oder zuwarten, 
bis die Klientschaft erreichbar 
ist. 

Medienarbeit  
thematisieren

Die Klärung der Erwartungen 
und der Kompetenzen von  
Klientschaft und Anwalt/An-
wältin gehört zur sorgfältigen 
Mandatsführung. Wenn Anwäl-
tinnen und Anwälte 
keine medienrecht
lichen Kenntnisse 
haben, müssen sie 
aufgrund der Sorg-
faltspflicht Fachkom-
petenz beiziehen 
oder zumindest eine 
Zweitmeinung einho-
len. Nicht gewissen-
hafte, unsorgfältige Mandats-
führung kann allenfalls eine 
zivilrechtliche Haftung begrün-
den; überdies kann die Klient-
schaft Disziplinarbeschwerde 
einreichen, wobei nur grobe 
Verstösse gegen die mangeln-
de Treuepflicht relevant sind. 
Taktisch unkluges Verhalten 
stellt noch keine Verletzung 
der berufsrechtlichen Treue-
pflicht dar.

Sind Medienmitteilungen 
zulässig?

Durch den Anwalt eigeninitiier-
te Medienmitteilungen müssen 
nach der Praxis des Bundes-
gerichts (BGE 2A.600/2003, 
auch 106 Ia 107f.) durch be-
sondere Umstände gerecht-

Medienschaffende dürfen 
sich auf das verfassungs­
mässige Recht auf Ein­
sicht in Verwaltungsakten 
berufen.
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fertigt sein (Wahrung der In-
teressen der Klientschaft bei 
einem sog. «Shit-Storm» im 
Internet, grosses Interesse der 
Öffentlichkeit an einem medial 
aufbereiteten Fall, Gegenin-
formation zur Beruhigung der 
Mitarbeitenden oder der Be-
völkerung bei Verlautbarungen 
über angeblichen Stellenabbau, 
Herstellen von «Waffengleich-
heit» bei Verlautbarungen der 
Staatsanwaltschaft, usw.). 

Der Anwalt/die Anwältin hat 
sich gegenüber der Öffent-
lichkeit objektiv und sachlich 
zu äussern, vor allem dort, wo 
den Äusserungen des Anwal-
tes auch eine Portion Werbe-
charakter zukommt, was nicht 
generell verboten ist.6

Auslegeordnung  
der medienrechtlichen 
Grundsätze und  
Instrumente 

Medienrecht in der Schweiz 
ist nicht in einem eigentlichen 
Mediengesetz geregelt, son-
dern ist eine Querschnittsma-
terie mit einer Vielzahl von sich 
ergänzenden und auch über-
schneidenden Normen. Nach-
folgend einige davon exempla-
risch und ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit:
– �Die Strafanzeige, welche oft 

wenig tauglich ist, um einem 
medialen Sturm zu begeg-
nen.

– �Die Gegendarstellung, wel-
che den Vorteil hat, dass 
sie relativ rasch («sobald als 
möglich») durchgesetzt wer-
den kann, aber den Nachteil 
birgt, dass die ursprüngliche 

Falschbehauptung wieder-
holt werden muss.

– �Die (zivilrechtliche) Klage, 
z.B. Klage auf Anbringen ei-
nes Bestreitungsvermerkes 
in der Schweizerischen Me-
diendatenbank, um künftige 
«Wiederholungen» zu verhin-
dern.

– �Die Presseratbeschwerde, 
wenn z.B. Medienschaffende 
das Recht auf Anhörung bei 
schweren Vorwürfen miss-
achtet haben.

Zusammenfassend

Medienschaffende dürfen sich 
auf das verfassungsmässige 
Recht auf Einsicht in Verwal-
tungsakten berufen. Auch in 
Strafverfahren darf sich die 
Staatsanwaltschaft gegenüber 
Medien äussern, wo Medien 
falschen Behauptungen und 
Gerüchten aufzusitzen drohen. 
Dies ergibt sich aus der Sorg-
faltspflicht, aus der Wahrheits-
pflicht und aus dem Grundsatz 
von Treu und Glauben. 

Für den Anwalt / die Anwältin 
gilt: Wenn nach Auftragsrecht 
ein Mandat sorgfältig, fachge-
mäss und in jeder Hinsicht im 
Interesse der Klientschaft zu 
führen ist, gehört die Mitbe-
urteilung des medialen Umfel-
des zu den Sorgfaltspflichten. 
Dies sowohl in präventiver 
Hinsicht, als auch in reparato
rischer Hinsicht. Der Anwalt/
die Anwältin hat sich und den 
Klienten beispielsweise zu fra-
gen: Mit welchen Argumenten 
und auf welchem Weg kann 
eine Namensnennung bereits 
im Vorfeld des Hauptverfahrens 
verhindert werden? Vorausset-
zung ist eine Auslegeordnung 
der medienrechtlichen Grund-
sätze und Instrumente.	

lic. oec. publ. MLaw
Nathalie Glaus
Rechtsanwältin
Uznach

Dr. Bruno Glaus
Rechtsanwalt
Uznach

6 �vgl. Fellmann/Zindel, Art. 12
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Via Sicura 
Ein ehrgeiziges Programm, von dem auch Sie profitieren 
– oder betroffen sind

Die Anzahl Motorfahrzeuge, die auf Schweizer Strassen fahren, nimmt mit jedem Jahr zu. Dies 
bedeutet, der Verkehr wird immer dichter. Daraus ergibt sich ein erhöhter Regelungsbedarf, 
auch wenn trotz erhöhtem Verkehrsaufkommen insgesamt die Zahl der (schweren) Unfälle 
glücklicherweise rückgängig ist. 

Der Gesetzgeber hat das Ziel formuliert, nach Möglichkeit keine Verkehrsunfälle mehr auf 
den Strassen zu haben. Dies ist ein Ziel, das aus Erfahrung mit grösster Wahrscheinlichkeit 
nie erreicht wird, aber dennoch anzustreben ist. Die neuen Regelungen im Strassenverkehrs
gesetz (SVG) wollen einen Beitrag zu diesem Ziel bilden.

Im Jahre 2012 hat das Parla-
ment diverse Gesetzesände-
rungen unter dem Programm 
«via sicura» beschlossen. Der 
Bundesrat hat entschieden, die 
verschiedenen Massnahmen in 
mehreren Paketen zeitlich ge-
staffelt in Kraft zu setzen.

Seit dem 1. Januar 2013 sind 
für Personen, die ein Motor-
fahrzeug führen, unter ande-
rem nachfolgende Bestimmun-
gen gültig:

Abklärung der  
Fahreignung oder  
Fahrkompetenz

Wird bei einer Person der 
Konsum von Betäubungsmit-
teln mit hohem Suchtpotenzial 
festgestellt, eine Person mit 
extremer Geschwindigkeits-
überschreitung erfasst oder 
bei einer Person festgestellt, 
dass sie einen Schikanestopp 
vorgenommen hat, so ist die 
Administrativbehörde (im Kan-
ton St.Gallen das Strassen-
verkehrsamt) gehalten, eine 
Fahreignungsuntersuchung 
anzuordnen. Dies bedeutet, 
dass sich die betroffene Per-

son je nach Situation einer ver-
kehrsmedizinischen und / oder 
verkehrspsychologischen Un-
tersuchung zu unterziehen 
hat. In dieser Untersuchung 
wird überprüft, ob diese Per-
son in charakterlicher Hinsicht 
(noch) geeignet ist, ein Motor-
fahrzeug zu lenken, ohne dass 
Drittpersonen (seien es andere 
Verkehrsteilnehmer oder Fuss-
gänger) gefährdet werden. Je 
nach Abklärungsergebnis hat 
dies Konsequenzen: Eine ein-
jährige oder länger dauernde 
Suchttherapie kann zum Bei-
spiel angeordnet werden mit 
der Auflage, dass die Erlaub-
nis, ein Motorfahrzeug lenken 
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zu dürfen, erst dann wieder 
erteilt wird, wenn eine erneu-
te Abklärung der Fahreignung 
zum Ergebnis kommt, dass 
diese Person keine Gefahr 
mehr für andere Verkehrsteil-
nehmer darstellt (bei Personen 
mit Suchtproblemen). Es kann 
auch über eine längere Dauer 
der Besuch einer Therapie bei 
einem (Verkehrs-)Psychologen 
angeordnet werden (bei einem 
«Raser» oder einer Person, die 
einen Schikanestopp gemacht 
hat) mit der Auflage, dass die 
Erlaubnis, ein Motorfahrzeug 
lenken zu dürfen, erst dann 
wieder erteilt wird, wenn eine 
erneute Abklärung der Fahr-
eignung zum Ergebnis kommt, 
dass diese Person keine Ge-
fahr mehr für andere Verkehrs-
teilnehmer darstellt.

Wer ist ein Raser?

Als «Raser» gilt von Geset-
zes wegen, wer die zulässi-
ge Geschwindigkeit bei einer 
vorgeschriebenen Höchstge-
schwindigkeit von 30 km/h um 
40 km/h überschreitet, bei einer 
vorgeschriebenen Höchstge-
schwindigkeit von 50 km/h um 
50 km/h, bei einer vorgeschrie-
benen Höchstgeschwindigkeit 
von 80 km/h um 60 km/h und 
wo die Höchstgeschwindigkeit 
mehr als 80 km/h ist, um min-
destens 80 km/h überschreitet. 
Ebenfalls gilt als «Raser», wer 
durch vorsätzliche Verletzung 
elementarer Verkehrsregeln 

das hohe Risiko eines Unfalls 
mit Schwerverletzten oder To-
desopfern eingeht, namentlich 
durch waghalsiges Überho-
len oder Teilnahme an einem 
nichtbewilligten Rennen mit 
Motorfahrzeugen.

Was kann dem «Raser» 
blühen?

Wenn bei einem «Raser» auf-
grund der verkehrspsycholo-
gischen Untersuchung eine 
ungünstige Prognose gestellt 
wird (im Sinne von: diese Per-
son ist «unverbesserlich», sieht 
den gemachten Fehler nicht 
ein), kann das (Straf-)Gericht 
das Motorfahrzeug des «Ra-
sers» einziehen und verwerten 
lassen. Diese Möglichkeit ist 
sinngemäss auch dann gege-
ben, wenn das Fahrzeug nicht 
der Täterin oder dem Täter 
gehört (also zum Beispiel ge-
least oder gemietet ist). Wie 
wird dann vorgegangen? Die 
Staatsanwaltschaft ordnet die 
(anfechtbare) Beschlagnahme 
des Fahrzeuges zur Beweis
sicherung an. Dann erfolgt 
die Abklärung der Eigentums-
verhältnisse und Prüfung der 
Einziehbarkeit. Wird das Dritt
eigentum (in der Regel bei der 
Leasingfirma) festgestellt, so 
holt die Staatsanwaltschaft 
eine Bestätigung ein, wonach 
die Leasingfirma dem Täter 
weder das beschlagnahmte 
noch andere Fahrzeuge zur 

Verfügung stellen wird. Nach 
erfolgter Bestätigung erfolgt 
Herausgabe des Fahrzeuges 
an die Leasingfirma.

Lange Führerausweis-
entzüge

Wird festgestellt, dass eine 
Person als «Raser» eingestuft 
wird, so wird der Führeraus-
weis für mindestens 2 Jahre 
entzogen. Macht die betrof-
fene Person denselben Fehler 
nochmals, so wird ihr der Füh-
rerausweis für immer, mindes-
tens aber für 10 Jahre entzo-
gen. Damit ist für die betroffene 
Person die Sache aber noch 
nicht erledigt: Der Strafrichter 
wird für den «Raser» eine Frei-
heitsstrafe von einem bis vier 
Jahre aussprechen. Der «Ra-
ser» muss also damit rechnen, 
dass die Strafe so hoch sein 
wird, dass davon mindestens 
ein Teil in jedem Fall vollzo-
gen wird und nicht mehr auf 
Bewährung ausgesetzt wird, 
wenn er durch sein Verhalten 
eine besonders gefährliche 
Situation schafft. Ein Beispiel: 
Hans W. fährt innerorts inner-
halb einer 30-km/h-Zone mit 
einer nach Sicherheitsabzug 
gemessenen Geschwindigkeit 
von 74 km/h in der Nähe ei-
nes Schulhaus um 11.45 Uhr, 
also zu einem Zeitpunkt, wo 
er damit rechnen muss, dass 
Schülerinnen und Schüler auf 
dem Heimweg sind. 

Kinder als Verkehrs
teilnehmer

Der Gesetzgeber hat nicht nur 
an die erwachsenen Personen 
gedacht, sondern auch an 
unsere kleinsten Verkehrsteil-
nehmer, die Kinder. Er hat für 
das Fahrradfahren auf Haupt-
strassen neu ein Mindestalter 
von sechs Jahren festgelegt. 
Auf von der Strasse vollstän-
dig getrennten Fahrradwegen 
dürfen unter einer Aufsicht ei-
ner erwachsenen Person mit 
entsprechender Weisungsbe-
fugnis gegenüber dem Kind 
auch jüngere Verkehrsteilneh-
mer Fahrrad fahren, sofern die 

Massnahmen gegen Raser

– �Ein Raserdelikt liegt vor, wenn die vorgeschriebene  
Geschwindigkeit wie folgt überschritten wird:

– �in der 30-km/h-Zone: um 40 km/h
– �innerorts (50 km/h): um 50 km/h
– �ausserorts (80 km/h): um 60 km/h
– �auf Autostrassen und Autobahnen (100/120 km/h):  

um 80 km/h

– �Raserdelikt = Führerausweisentzug für mindestens 2 Jahre 
+ gesetzliche Mindeststrafe von 1 Jahr Freiheitsentzug, ma-
ximal 4 Jahre + evtl. Einzug des verwendeten Fahrzeuges

– �Raserdelikt im Wiederholungsfall = definitiver Führeraus-
weisentzug, Wiedererteilung erst nach 10 Jahren mit positi-
vem verkehrspsychologisches Gutachten möglich
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Im Sinne des freien Wett­
bewerbes soll jeder Motor­
fahrzeughalter problem­
los seine obligatorische 
Haftpflichtversicherung 
wechseln können.

Recht & Privat

beaufsichtigende Person den 
notwendigen Einfluss auf das 
Verkehrsverhalten des Kindes 
nehmen kann. Nicht erlaubt 
ist hingegen ein Fahrradfahren 
der ganzen Familie auf dem 
Trottoir, um die Bestimmung 
des Fahrens auf einer Haupt-
strasse nicht zu verletzen. Das 
Erlernen des Fahrradfahrens 
für Kinder in einer «gesicherten 
Zone» (für Kinder und Erwach-
sene klar erkennbare, zum Bei-
spiel mit Zylindern markierte 
Zone auf einer Quartierstrasse, 
mit Vorteil in einer Sackgasse) 
ist weiterhin erlaubt. 

Öffentliche oder entgeltliche 
Warnungen vor Polizeikontrol-
len sind von nun an verboten. 
Warnungen durch die Polizei 
selbst (auch mit einem allge-
meinen Hinweis: «Achtung 
Radarkontrollen») oder unter 
Verkehrsteilnehmerinnen oder 
Verkehrsteilnehmern (mit ent-

sprechenden Hand-
zeichen) fallen nicht 
unter dieses Verbot. 

Im Jahre 2013 sind 
vom Bundesrat ver-
schiedene Möglich-
keiten zur Verbesse-
rung der Infrastruktur 
Massnahmen in Kraft 
gesetzt worden. Da-

durch werden die Strasse-
neigentümer (Bund, Kanton, 
Gemeinden) verpflichtet, ihr 
Strassennetz auf Unfall-
schwerpunkte und Gefahren-
stellen zu analysieren und die-
se erkannten Gefahrenstellen 
sukzessive zu beheben. Bund 
und Kantone sind verpflich-
tet, einen «Sicherheitsbeauf-
tragten für das Strassennetz» 
zu ernennen. Gleichzeitig ist 
auch der ständige Auftrag 
gegeben, sämtliche Fussgän-
gerstreifen anhand der Ver-
kehrsentwicklung mit allen-
falls baulichen Massnahmen 
so auszugestalten, dass die 
Sicherheit der Personen auf 
den Fussgängerstreifen best-
möglich gewährleistet ist. 

In einem zweiten Paket (mit 
Wirkung ab 1. Januar 2014) 
sind vor allem Personenbezo-
gene Eigenschaften und Ver-

haltensweisen in Kraft gesetzt 
worden. So besteht neu ein 
Verbot für ein Fahren unter Al-
koholeinfluss (das heisst, weni-
ger als 0,10 Gewichtspromille) 
für Berufschauffeure (Lastwa-
gen, Car, Gefahrenguttrans-
porte), Neulenker (Personen 
mit einem Führerausweis auf 
Probe), Fahrschülerinnen und 
Fahrschüler, Fahrlehrerinnen 
und Fahrlehrer sowie Begleit-
personen von Lernfahrten. 
Zudem müssen Personen, 
welche eine Lernfahrt beglei-
ten, nebst der Tatsache, dass 
sie mindestens 23-jährig sein 
müssen und drei Jahre im Be-
sitz der entsprechenden Kate-
gorie sind, die Probezeit erfolg-
reich bestanden haben. 

Fahren mit Licht am Tag

Dieses Obligatorium für alle Mo-
torwagen (Personenwagen, Lie-
fer- und Lastwagen, Cars) und 
Motorräder ist im Strassenver-
kehr grundsätzlich gut aufge-
nommen worden. Von dieser 
Bestimmung ausgenommen 
sind Motorfahrräder, E-Bikes 
und Velos sowie Fahrzeuge, 
die vor 1970 in Verkehr gesetzt 
wurden. Seit März 2014 wer-
den Lenkerinnen und Lenker, 
die unter die Pflicht fallen mit 
Licht zu fahren, mit CHF 40.00 
gebüsst. Bei den «Sündern» 
wurde festgestellt, dass es 
vielfach Unachtsamkeit ist und 
nicht als eigentliche Verwei-
gerungshaltung von Lenkerin-
nen und Lenkern zu verstehen 
ist. Der angebliche Mehrver-
brauch durch das Einschalten 
des Lichtes kann zum Beispiel 
durch eine mässige Einstellung 
der Klimaanlage (wenn über-
haupt) ohne weiteres kompen-
siert werden – oder aber noch 
besser mit einer defensiven 
Fahrweise. 

Neues aus dem Bereich 
der Versicherungen

Im Sinne des freien Wettbe-
werbes soll jeder Motorfahr-
zeughalter problemlos seine 
obligatorische Haftpflichtver-
sicherung wechseln können. 
Dies hat in der Vergangenheit 

für bestimmte Personengrup-
pen (vor allem mit Migrations-
hintergrund) zu Schwierigkei
ten geführt. Neu kann nun 
jede Person, welche eine 
Versicherung wechseln will, 
von der bisherigen Versiche-
rung eine Schadenverlaufs- 
oder Schadenfreiheitserklä-
rung einfordern. Dies hat bei 
einem «sauberen» Bericht zur 
Folge, dass die Versicherung 
zu günstigeren Konditionen 
abgeschlossen werden kann, 
insbesondere auch dann, 
wenn der Antragsteller zu ei-
ner «Risikogruppe» gehört. 
Die Höhe der Prämien der 
Versicherung wirkt sich nun 
Halter- bzw. Lenker-bezogen 
aus und nicht mehr für die ge-
samte Gemeinschaft der Ver-
sicherten. 

Halterhaftung  
bei Ordnungsbussen

Wenn bisher der Sohn, mit dem 
Fahrzeug der Mutter im Aus-
gang, das Fahrzeug in einer 
Parkverbotszone abgestellt hat, 
die Mutter aber den Nachweis 
erbringen konnte, dass sie zu 
jenem Zeitpunkt zum Beispiel 
auslandabwesend war und 
sich gleichzeitig auf das ihr 
wegen der nahen Verwandt-
schaft zustehende Aussage-
verweigerungsrecht berief, so 
konnte sie als Halterin nicht 
persönlich bestraft werden; in 
der Regel hat die Polizei oder 
die Strafuntersuchungsbe-
hörde den fehlbaren Lenker 
auch nicht ausfindig machen 
können. Da in diesem Bereich 
in der Vergangenheit immer 
mehr versucht wurde, sich 
einer Ordnungsbusse zu ent-
ziehen, hat der Gesetzgeber 
entschieden, dass Ordnungs-
bussen von der Halterin oder 
vom Halter des Fahrzeuges 
bezahlt werden müssen, wenn 
der Täter oder die Täterin nicht 
bekannt ist oder nicht bekannt 
gegeben wird. 

Wer ein Motorfahrzeug (oder 
ein Fahrrad!) mit einer Blut-
alkoholkonzentration von 1,6 
Gewichtspromille oder mehr 
führt muss ab 1. Juli 2014 1-2014 mandat
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damit rechnen, dass eine 
obligatorische Abklärung der 
Fahreignung der betreffenden 
Person angeordnet wird. Das 
heisst mit anderen Worten: Der 
Gesetzgeber «vermutet», dass 
eine Person, die mit einer so 
hohen Alkoholisierung ein Mo-
torfahrzeug führt, mit grös-
serer Wahrscheinlichkeit ein 
Alkoholproblem hat und damit 
für die anderen Verkehrsteil-
nehmer eine Gefährdung dar-
stellt. Bei Konsum von Drogen 
mit Suchtpotential wurde dies 
schon in der Vergangenheit so 
gehandhabt.

Ab 1. Januar 2015 gilt 
zudem Folgendes

Bei Schäden, die in angetrun-
kenem oder fahrunfähigem 
Zustand oder durch ein Ra-
serdelikt verursacht wurden, 
müssen die Motorfahrzeug-
haf tpf l ichtvers icherungen 
Rückgriff auf die Person neh-
men, die den Unfall verursacht 
hat. Es besteht also nicht mehr 
die Möglichkeit, sich auf eine 
Zusatzversicherung zu beru-

Recht & Privat
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fen, bei der auch «grobfahr-
lässiges Verhalten» als Risiko 
enthalten ist und somit in der 
Regel für den Lenker bzw. den 
Halter keine weiteren finanzi-
ellen Folgen mit sich brachte. 
Der Gesetzgeber wollte, dass 
für eine Person, die ein Ver-
kehrsdelikt der vorgenannten 
Art ausübt, dies nebst den 
strafrechtlichen Sanktionen 
(zum Beispiel Freiheitsstra-
fe) und den administrativen 
Massnahmen (zum Beispiel 
Führerausweisentzug und an-
geordnete Alkoholabstinenz) 
auch finanzielle Konsequen-
zen hat. Die Versicherungen 
können somit nicht mehr 
selbst entscheiden, ob sie in 
Berücksichtigung des Ver-
schuldens und der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit der 
Person einen Rückgriff neh-
men oder nicht, sondern sie 
sind verpflichtet, in jedem Fall 
einen «verhältnismässigen» 
Rückgriff zu tätigen. 

Was ist noch nicht festgelegt 
und kommt noch auf die Fahr-
zeuglenker im Rahmenpro-
gramm «via sicura» zu?

Der Bundesrat hat angeord-
net, dass gesamtschweize-
risch einheitliche Qualitäts
sicherungsmassnahmen bei 
der Fahreignungsabklärung 
und der Überprüfung der me-
dizinischen Mindestanforde-
rungen erfolgen müssen. Dies 
erfolgt aktuell je nach Kanton 
verschieden. Für den Kanton 
St.Gallen sind hier keine «Ver-
schärfungen» zu erwarten. Neu 
wird eine Person, welche in 
angetrunkenem Zustand fährt, 
eine Atemalkoholprobe unter-
schriftlich anerkennen können, 
ohne dass bei einem Wert von 
über 0,8 Gewichtspromillen 
eine Blutentnahme notwendig 
(wie aktuell) ist. Das bedeutet, 
dass der Gesetzgeber davon 
ausgeht, dass die Atemluft-
testgeräte in der Zwischenzeit 
eine Qualität besitzen, die den 
Anforderungen der bisherigen 
Gerichtspraxis entsprechen 
und somit eine Blutprobe nur 
noch ausnahmsweise durch-
geführt wird (zum Beispiel auf 
Verlangen der kontrollierten 
Person oder wenn der Ver-
dacht auf Betäubungsmittel-
konsum besteht). 

Aus der Internetseite des Strassenverkehrsamtes

Entzug des Führerausweises wegen Geschwindigkeitsüberschreitungen

Innerorts
Überschreitung	 Massnahme
bis 15 km/h	 Kein Massnahme-Verfahren (Ordnungsbusse)
16 bis 20 km/h	 Verwarnung nach Art.16a Abs. 3 SVG
21 bis 24 km/h	 Mind. 1 Monat Entzug nach Art. 16b Abs. 2 SVG
25 km/h und mehr	 Mind. 3 Monate Entzug nach Art. 16c Abs. 2 SVG
ab 50 km/h und mehr	 Mind. 2 Jahre Entzug nach Art. 16c Abs. 2 lit. abis SVG

Ausserorts /Autostrasse
Überschreitung	 Massnahme
bis 20 km/h	 Kein Massnahme-Verfahren (Ordnungsbusse)
21 bis 25 km/h	 Verwarnung nach Art. 16a Abs. 3 SVG
26 bis 29 km/h	 Mind. 1 Monat Entzug nach Art. 16b Abs. 2 SVG
30 km/h und mehr	 Mind. 3 Monate Entzug nach Art. 16c Abs. 2 SVG
ab 60 km/h und mehr	 Mind. 2 Jahre Entzug nach Art. 16c Abs. 2 lit. abis SVG

Autobahn
Überschreitung	 Massnahme
bis 25 km/h	 Kein Massnahme-Verfahren (Ordnungsbusse)
26 bis 30 km/h	 Verwarnung nach Art. 16a Abs. 3 SVG
31 bis 34 km/h	 Mind. 1 Monat Entzug nach Art. 16b Abs. 2 SVG
35 km/h und mehr	 Mind. 3 Monate Entzug nach Art. 16c Abs. 2 SVG
ab 80 km/h und mehr	 Mind. 2 Jahre Entzug nach Art. 16c Abs. 2 lit. abis SVG
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Fehlbare Fahrzeuglenkerinnen 
und Fahrzeuglenker müssen 
ab 2015 damit rechnen, zu ei-
ner Teilnahme an einem Nach-
schulungskurs aufgeboten zu 
werden, wenn der Führeraus-
weis wegen Fahrens unter 
Alkohol- oder Betäubungs-
mitteleinfluss entzogen wur-
de, dies insbesondere auch 
bei Personen, die ein erstes 
Mal «erwischt» werden und 
die Blutalkoholkonzentration 
mindestens 0,8 Promille be-
trägt. Alle Personen, welche 
den Führerausweis aus ande-
ren Gründen für mindestens 6 
Monate entzogen erhalten (als 
«Wiederholungstäter») müs-
sen sich ebenfalls einer Nach-
schulung auf eigene Kosten 
unterziehen, sofern sie weiter-
hin ein Motorfahrzeug lenken 
wollen. 

«Rasern», denen der Führer-
ausweis für mindestens 12 
Monate oder auf unbestimmte 
Zeit entzogen wurde, erhalten 
den Führerausweis ab 2015 
(genauer Zeitpunkt noch of-
fen) nur noch mit der Aufla-
ge zurück, während 5 Jahren 
nur noch Motorfahrzeuge zu 
führen, die mit einem Daten-
aufzeichnungsgerät, einer 
«blackbox», ausgerüstet sind. 
Es ist vorgesehen, dass die-
se «blackbox» jederzeit aus-
gewertet werden darf. Dieses 
Vorhaben ist allerdings sehr 
umstritten, es muss nach mei-
ner Auffassung mindestens ein 
konkreter Tatverdacht gegeben 
sein, dass diese Auswertung 
vorgenommen werden darf.

Ab 2015 (Zeitpunkt im Moment 
noch offen) wird es auch das 
Instrument der Alkoholweg-
fahrtsperre geben: Personen, 
denen der Führerausweis auf 
unbestimmte Zeit wegen Fah-
rens im angetrunkenen Zu-
stand entzogen wurde, erhal-
ten den Führerausweis – nach 
Durchführung einer Therapie 
und aufgrund einer günstigen 
Prognose – nur noch mit der 
Auflage zurück, während 5 
Jahren nur noch Motorfahr-
zeuge zu führen, die mit einer 
Atemalkohol-Wegfahrtsperre 
ausgerüstet sind. Auch diese 

Massnahme geht zulasten des 
ursprünglich fehlbaren Motor-
fahrzeuglenkers.

Zusammenfassung / 
Erfahrungen

Die Leserin und der Leser dürf-
ten zu Recht meinen, dass für 
den «normalen» Verkehrsteil-
nehmer sich mit Ausnahme der 
Tatsache, dass nur noch mit 
Taglicht ein Motorfahrzeug ge-
lenkt werden darf und für be-
stimmte Personengruppen ein 
Alkoholverbot beim Lenken ei-
nes Motorfahrzeuges besteht, 
nichts ändert. Nur Personen, 
die sich nicht an die Verkehrs-
regeln halten wollen, würden 
zum Teil sehr einschneidende 
Massnahmen erfahren, denen 
sie sich zu unterziehen ha-
ben, sofern sie weiterhin ein 
Motorfahrzeug lenken wollen. 
Die Statistiken zeigen denn 
auch, dass sich Unfälle trotz 
dieser Massnahmen nicht 
vermeiden lassen, jedoch in 
einer Gesamtbetrachtung von 
wesentlich weniger Unfällen 
auszugehen ist. Die Praxis 
zeigt jedoch, dass wegen der 
fehlenden Möglichkeit, eine 
Täter-bezogene Beurteilung 

vornehmen zu können, auch 
«untypische Raser» unter die-
se Massnahmen fallen. Aus 
den Medien lässt sich folgen-
de Situation entnehmen: Die 
erste «Raserin» (seit Inkraft-
treten der Bestimmungen) in 
Kanton St.Gallen sei eine nicht 
vorbestrafte, gut 50-jährige 
Hausfrau aus gutbürgerlichen 
Verhältnissen mit tadellosem 
automobilistischem Leumund 
und dem Migrationshinter-
grund Innerschweiz gewesen. 
Sie wollte rechtzeitig zu Hause 
sein, um ein Enkelkind nicht vor 
der Haustüre warten zu lassen. 
Sie war in einer übersichtlichen, 
menschenleeren 30er-Zone zu 
schnell gefahren. Die Folgen: 
13 Monate Gefängnis bedingt, 
CHF 3’000.00 Bus-
se, zwei Jahre Füh-
rerausweisentzug 
sowie eine psychiat-
rische Begutachtung 
(und nachfolgender 
Verlust der Arbeits-
stelle, weil sie kein 
Motorfahrzeug mehr 
lenken durfte). Es 
fragt sich, ob der Gesetzgeber 
zu stark nur an die notorischen 
Raser gedacht hat? Fazit: Ach-
ten Sie immer, vor allem inner-
orts, auf die Geschwindigkeit – 
die Folgen einer Missachtung 
können fatal sein.	
�

Halterhaftung 
für Ordnungsbussen

• �Ordnungsbussen müssen 
vom Halter oder von der 
Halterin eines Fahrzeuges 
bezahlt werden, wenn 
der Täter oder die Täterin 
nicht bekannt ist.

• �Obligatorisches Fahren 
mit Licht am Tag für  
Motorwagen

• �Obligatorische Abklä-
rung der Fahreignung bei 
Fahren mit 1,6 Promille 
oder mehr: Wer mit einer 
Blutalkoholkonzentration 
von 1,6 Promille oder 
mehr fährt, muss seine 
Fahreignung durch einen 
Verkehrsmediziner abklä-
ren lassen. Dies gilt auch 
bei Ersttaten.

lic. iur. Bruno A. Hubatka
Rechtsanwalt
Wil

Achten Sie immer, vor  
allem innerorts, auf die 
Geschwindigkeit – die 
Folgen einer Missachtung 
können fatal sein.
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Das (revidierte) Hooligan-
Konkordat
«Hooligan-Konkordat» – ein schillernder Begriff, der derzeit regelmässig als Mittel gegen 
gewaltbereite Fussball- und Eishockeyfans in den Medien verwendet wird. Doch: Worum 
geht es dabei eigentlich?

A. �Das Bundesgesetz über 
Massnahmen zur Wah­
rung der inneren Sicher­
heit (BWIS) vom 21. März 
1997 und das Konkordat 
über Massnahmen gegen 
Gewalt anlässlich von 
Sportveranstaltungen vom  
November 2007

Das Eidgenössische Parlament 
hatte das Bundesgesetz über 
Massnahmen zur Wahrung der 
inneren Sicherheit (BWIS) im 
Jahre 2006 mit einem Abschnitt 
«Massnahmen gegen Gewalt 
anlässlich von Sportveranstal-
tungen» ergänzt. Unter ande-
rem war die Einrichtung eines 
elektronischen Informations-

systems beschlossen worden, 
in welches Daten über Perso-
nen aufgenommen werden, die 
sich anlässlich von Sportveran-
staltungen im In- und Ausland 
gewalttätig verhalten haben 
(sog. «HOOGAN-Datenbank»). 
Vor diesem Hintergrund und 
aufgrund der gegebenen bun-
desstaatlichen Zuständigkeits-
ordnung in der Schweiz sahen 
sich die Kantone veranlasst, 
eine interkantonale Vereinba-
rung (eben ein «Konkordat») 
abzuschliessen. 

Das «Konkordat über Mass-
nahmen gegen Gewalt anläss-
lich von Sportveranstaltungen» 
(sog. «Hooligan-Konkordat») 
sah insbesondere Regelungen 
über Rayonverbote, Anrei-
sebeschränkungen und Mel-
deauflagen vor sowie die Mög-
lichkeit, gewalttätige Fans in 

Polizeigewahrsam zu nehmen. 
Das Konkordat ist im Kanton 
St.Gallen am 1. Januar 2010 
in Kraft getreten.

Da die Zahl der im Informations
system HOOGAN erfassten 
Personen seit dessen Schaf-
fung rasant anstieg und sich 
die Thematik nach der Beurtei-
lung der politischen Behörden 
nicht entschärfte, wurde von 
der Konferenz der Kantonalen 
Justiz- und Polizeidirektoren 
(KKJPD) eine Verschärfung des 
Hooligan-Konkordates ange
stossen. 

Das verschärfte Konkordat 
trat im Kanton St.Gallen – als 
erstem der direkt betroffenen1 
Kantone – am 7. August 2012 
in Kraft. In den durchgeführten 
Volksabstimmungen fand das 
Konkordat jeweils eine Mehr-

1 � Kantone mit Clubs, die in der obers-
ten Liga des Fussballs oder Eisho-
ckeys vertreten sind bzw. zumindest 
waren.



heit der Stimmenden. Bisher 
am heftigsten wurde und wird 
die Revision des Konkordates 
in den beiden Basler Kantonen 
bekämpft. 

B. �Der wesentliche Inhalt des 
ursprünglichen Konkordats

In der ersten Fassung des Kon-
kordats war lediglich vorge-
sehen, die bereits mehrfach in 
Erscheinung getretenen «Hoo-
ligans» (womit Personen be-
zeichnet werden, die bei Sport-
veranstaltungen in Gruppen 
schädigende Handlungen ge-
gen Personen oder Sachen vor-
genommen haben) mit dreierlei 
Mitteln von den Spielen fernzu-
halten. Den Hooligans konnte so 
nicht nur verboten werden, sich 
in der Nähe der Stadien aufzu-
halten (sog. «Rayonverbot»), sie 
konnten auch verpflichtet wer-
den, sich während Spielen bei 
einer Polizeistation zu melden 
(sog. «Meldeauflage»). Bei be-
sonders risikoreichen Spielen 
konnten Hooligans gar vorsorg-
lich eingesperrt werden (sog. 
«Polizeigewahrsam»). 

Diese Massnahmen waren im 
Kanton St.Gallen keineswegs 
neu und bereits im st. galli-
schen Polizeigesetz veran
kert. Zusätzlich hatte die Stadt 
St.Gallen bereits im November 
2010 mit dem «Reglement über 
die Bewilligung von Fussball-
spielen und den Kostenersatz 
von polizeilichen Leistungen in 
der AFG Arena St.Gallen» (sog. 
«Lex Arena») ein Regelwerk ge-
schaffen, das sämtliche Fuss-
ballspiele in der AFG ARENA 
in St.Gallen der Bewilligungs-
pflicht unterwarf und weitere 
Regelungen im Zusammenhang 
mit der Überwälzung von Kos-
ten der öffentlichen Sicherheit 
auf den Veranstalter enthielt. 

C. �Die wesentlichen Änderun­
gen in der neuen Fassung 
des Konkordats

Gegenstand des revidierten 
Hooligan-Konkordats ist ein 
auf drei Säulen basierendes 
System von Handlungsoptio-
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nen, das der Polizei erlauben 
soll, Gewaltexzesse anläss-
lich von Sportveranstaltungen 
wirksam zu verhindern. 

1. �Einführung einer Bewilligungs­
pflicht 

«Fussball- und Eishockeyspiele 
mit Beteiligung der Klubs der 
jeweils obersten Spielklasse 
der Männer»2 sind gemäss 
Konkordat bewilligungspflich-
tig, bedürfen also der vorgän-
gigen Zustimmung der zustän-
digen Behörde. 

Die Bewilligungspflicht soll es 
ermöglichen, die Veranstalter in 
die Pflicht zu nehmen und kon-
krete organisatorische Vorkeh-
ren auch kurzfristig verfügen zu 
können. Unter Umständen ist 
es sogar denkbar, dass Spiele 
von der zuständigen Behörde 
abgesagt werden. Ferner kann 
etwa angeordnet werden, dass 
der Verkauf alkoholischer Ge-
tränke verboten ist und / oder 
dass die Gästefans nur durch 
spezielle Fantransporte und 
mit sog. «Kombitickets» an die 
Spiele gelangen können. 

2. �Durchsuchung der Zuschau­
er durch private Sicherheits­
kräfte

Sodann wurde die gesetzliche 
Grundlage geschaffen, damit 
private Sicherheitsfirmen von 
der Polizei damit betraut wer-
den dürfen, Personen unab-
hängig von einem konkreten 
Verdacht am ganzen Körper 
– allerdings über den Kleidern 
– nach verbotenen Gegenstän-
den abzutasten. Diese Kom-
petenz lag bislang allein beim 
Staat. Zudem müssen Besu-
cher von Sportveranstaltungen 
bei einem konkreten Verdacht 
damit rechnen, von der Polizei 
auch unter den Kleidern so-
wie – unter Einbezug medizi-
nischen Personals – im Intim-
bereich untersucht zu werden.

3. �Ausweitung der Gültigkeit 
von Rayonverboten auf die 
ganze Schweiz

Schliesslich wurde die bis-
her bloss lokale Geltung von 

Rayonverboten auf die gan-
ze Schweiz ausgeweitet. Die 
Polizei an einem Spielort kann 
also nicht nur ein Rayonverbot 
während eines Jahres an die-
sem Ort aussprechen, sondern 
dieses neu für drei Jahre mit 
Wirkung für die ganze Schweiz 
verfügen.

D. �Die Beurteilung der Recht­
mässigkeit des (verschärf­
ten) Konkordats durch das 
Bundesgericht

Nachdem die Änderung des 
Hooligan-Konkordats am 10. 
Januar 2013 im Kanton Luzern 
und am 1. Juli 2013 im Kanton 
Aargau in Kraft getreten war, 
wurden die revidierten Bestim-
mungen dem Bundesgericht 
mittels Beschwerde zur ge-
nerellen Prüfung unterbreitet. 
Das Bundesgericht  entschied 
am 7. Januar 2014 über die 
Beschwerden und führte aus, 
dass das Konkordat grund-
sätzlich rechtmässig sei. Le-
diglich in zwei Punkten stellte 
das Bundesgericht einen Ver
stoss gegen das Verhältnis-
mässigkeitsprinzip fest. Be-
troffen waren einerseits die im 
Konkordat vorgesehene Min-
destdauer für ein Rayonverbot 
und andererseits die automati-
sche Verdoppelung der Dauer 
einer Meldeauflage im Verlet-
zungsfall. Der Konkordatstext 
wurde vom Bundesgericht ent-
sprechend angepasst. 

E. �War und ist ein Konkordat 
überhaupt erforderlich?

Das Konkordat stellt ein eigent-
liches Sondergesetz dar, regelt 
es doch bloss Mittel und Mass-
nahmen, um einem ganz spe-
zifischen Problem zu begeg-
nen. Massenansammlungen 
ausserhalb von Fussball- und 
Eishockeyspielen der höchsten 
Ligen bleiben ungeregelt. 

Im Übrigen konnte und kann 
die Polizei – jedenfalls im Kan-
ton St.Gallen – auch ohne 

2 � Art. 3a Abs. 1 Hooligan-Konkordat
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Konkordat Personen von ei-
nem Ort fernhalten oder diese 
festhalten, wenn der Verdacht 
besteht, dass sie oder die An-
sammlung, der sie zuzurech-
nen sind, die öffentliche Si-
cherheit gefährden3. Auch die 
Anordnung des sog. Polizei-
gewahrsams war bereits frü-
her möglich, wenn eine Person 
andere Personen ernsthaft un-
mittelbar gefährdete und kein 
milderes Mittel bereitstand. 
Insgesamt gab das ursprüng
liche Konkordat der Polizei mit-
hin keine wirksameren Mittel in 
die Hand. 

Eine Regelung, wofür ein Kon-
kordat wirklich erforderlich war, 
ist erst mit der Verschärfung 
eingeführt worden. Die räum-
liche Ausweitung der Verfü-
gungskompetenz auf die gan-
ze Schweiz stellt nämlich eine 
verfahrensrechtliche Vorschrift 
dar, die der Verankerung in ei-
nem Konkordat bedarf. 

Allerdings fragt sich, ob die 
Beschränkung auf sog. Hooli-
gans wirklich sachgerecht und 
«zu Ende gedacht ist». In letz-
ter Zeit fanden immer wieder 
Meldungen Eingang in die Me-
dien, welche von öffentlichen 
Veranstaltungen (wie z.B. die 
sog. «Tanz Dich frei»-Veran-
staltungen) berichten, anläss-
lich welcher es zu Gewalt und 
Sachbeschädigungen gekom-
men ist. Hier fehlt eine dem 
Hooligan-Konkordat analoge 
Regelung. 

Die Ermächtigung zur Durch-
führung von körperlichen Un-
tersuchungen hätte schliesslich 
ebenfalls keiner Verankerung 
im Konkordat bedurft. Die Be-
stimmung geht nämlich nicht 
über die zivilrechtliche Verein-
barung hinaus, erst nach einer 
Durchsuchung eine Darbietung 
besuchen zu können4, welche 
schon bis anhin fester Be-
standteil der Stadionordnun-
gen war.

F. �Kritische Würdigung der 
Neuerungen

Mit der ursprünglichen Fas-
sung des Hooligan-Konkordats 
waren nach dem Verständnis 
des Verfassers keine echten 
Neuerungen verbunden. Sämt-
liche Regelungen waren in der 
«polizeilichen Werkzeugkiste» 
bereits vorhanden. Immerhin 
(aber auch nur) war es ein po-
litisches Signal für ein härteres 
Durchgreifen gegen Hooligans. 

Erst durch das neue Hooligan-
Konkordat konnte diese Situa
tion verbessert werden. Die 
Behörden können nun wirk-
samer gegen Hooligans vor-
gehen. Allerdings ist klar, dass 
alle Massnahmen nur Wirkung 
zeigen, wenn sie umgesetzt 
werden. Zudem muss sich 
eine einheitliche Praxis in der 
ganzen Schweiz entwickeln 
und etablieren. Davon ist man 
aktuell noch Einiges entfernt. 
Im Übrigen lässt sich die kon-
krete Umsetzung ohnehin nicht 
durch ein Konkordat verein-
heitlichen, sondern nur durch 
ein gemeinsames Verständnis 
sowohl auf politischer als auch 
auf polizeilicher Ebene und auf 
Seiten der Justiz. Daran wird 
weiterhin zu arbeiten sein. 

Aus rechtlicher Sicht ist schliess
lich darauf hinzuweisen, dass 
staatliches Handeln in jedem 
Falle verhältnismässig sein 
muss. Allfällige Auflagen in 
den Bewilligungen an die Klubs 

müssen deshalb mit 
Augenmass und 
Blick für das einer-
seits Machbare und 
das andererseits 
Zwecktaugliche er-
folgen. Nicht alle 
politisch im Vorder-
grund stehenden 
Massnahmen sind 
geeignet, dem Ziel 
«Friedliche Spiele 
für alle» zum Durch-
bruch zu verhelfen. 
Gleichzeitig muss es 
in der Praxis auch 
gelingen, die Fehl-
baren zu eruieren 
und zu sanktionie-
ren, ohne die grosse Mehrheit 
der friedlichen Zuschauer über 
Gebühr einzuschränken. Die-
ser Herausforderung müssen 
sich alle Akteure gemeinsam 
stellen.�

3 � �Art. 29 lit. d und Art. 40 Abs. 1 Polizei
gesetz, sGS 451.1.

4 � �Vgl. Ziff. 4.2 Stadionordnung AFG 
ARENA.

lic. iur. Thomas Stadelmann
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Es fragt sich, ob die  
Beschränkung auf sog. 
Hooligans wirklich sach­
gerecht und «zu Ende 
gedacht ist».

Aus rechtlicher Sicht ist 
darauf hinzuweisen, dass 
staatliches Handeln in  
jedem Falle verhältnis­
mässig sein muss.
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Konfliktlösung mit Hilfe  
der Mediation
Als Alternative zur gerichtlichen Konfliktlösung wird vermehrt auch im Gesetz die Media
tion erwähnt. Es zirkulieren jedoch verschiedene Meinungen darüber, was Mediation ist und 
wozu sie gut sein sollte. Der vorliegende Artikel will versuchen, hier eine gewisse Struktur 
hineinzubringen. 

Das Verfahren der  
Mediation 

Die Schweiz kennt kein Media-
tionsgesetz, damit auch keine 
Legaldefinition der Mediation. 
Das deutsche Mediationsge-
setz definiert die Mediation 
wie folgt: 
«Mediation ist ein vertrauliches 
und strukturiertes Verfahren, 
bei dem Parteien mit Hilfe ei­
nes oder mehrerer Mediatoren 
freiwillig und eigenverantwort­
lich eine einvernehmliche Bei­
legung ihres Konfliktes anstre­
ben.» 

Diese Definition enthält ver-
schiedene Schlüsselbegriffe. 
Mediation ist erstens ver­
traulich. Im Unterschied zum 

gerichtlichen Verfahren ist die 
Mediation nicht öffentlich. Es 
wird also weder der Inhalt der 
Verhandlungen noch das Re-
sultat Dritten gegen den Willen 
der Parteien bekannt gemacht. 
Der Mediator selbst untersteht 
einer Schweigepflicht. Wie 
weit er ein Zeugnisverweige-
rungsrecht hat, d.h. wie weit 
er in einem späteren Prozess, 
allenfalls nach Scheitern der 
Mediation, die Aussage ver-
weigern kann und muss, ist 
in der Lehre nicht eindeutig 
geklärt.

Die Mediation ist ein struktu­
riertes Verfahren. Die Struktur 
stellt sicher, dass die Interes-
sen und Bedürfnisse sämt-
licher Parteien gleichmässig 

berücksichtigt werden und 
dass die Diskussion lösungs-
orientiert bleibt. Sie verhindert 
ein Verharren auf den Positi-
onen der Parteien und öffnet 
den Blick auf die Bedürfnisse 
und Interessen.

Die Mediation ist ein freiwilli­
ges Verfahren. Das heisst: Im 
Unterschied zum Gerichtsver-
fahren kann niemand verpflich-
tet werden, an einer Mediation 
teilzunehmen. Eine Mediation 
kann auch jederzeit abgebro-
chen werden.

Das Verfahren ist eigenverant­
wortlich. Die Parteien sind ge-
halten, selbst eine Lösung für 
ihr Problem zu finden. Es ist 
nicht Aufgabe des Mediators, 
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Lösungen vorzuschlagen oder 
Lösungen abzuändern. Dies 
führt dazu, dass die Lösung 
wirklich den Interessen der 
Parteien entspricht.

Zum Schluss ist festzuhalten, 
dass die gefundene Lösung 
einvernehmlich sein muss. 
Es gibt in der Mediation kei-
ne Instanz, welche letztend-
lich ein Urteil fällen kann und 
den Konflikt auf diese Weise 
beendet. 

Die Vorteile der Mediation

In der Mediation behalten die 
Parteien die Kontrolle über das 
Resultat. Es können Lösungen 
ausserhalb der gesetzlich vor-
gesehenen Möglichkeiten ge-
sucht und gefunden werden. 
Während Gerichtsentscheide 
im Allgemeinen einen Sieger 
und einen Verlierer zur Folge 
haben, kann eine in der Media
tion gefundene Lösung einen 
Vorteil für beide Parteien brin-
gen.

Mit Hilfe der Mediation ist es 
meist möglich, Lösungen für ei-
nen Konflikt bedeutend schneller 
zu finden als auf gerichtlichem 
Weg. In Gerichtsverfahren sind 
Fristen zu beachten und der 
Terminplan der Gerichte führt 
zu weiteren Verzögerungen. 
In der Mediation wird die Fre-
quenz und Dauer der Sitzun-
gen durch die Parteien vorge-
geben. Je nach Dringlichkeit 
kann damit eine Lösung innert 
Tagen gefunden werden. 

Zu erwähnen sind 
schlussendlich noch 
die Kosten. Obwohl 
auch die Mediation 
häufig mit nicht un-
bedeutenden Kos-
ten verbunden ist, 
kann ein Kostenvor-
teil auf anderen Ebe-
nen erzielt werden. 
Der Vorteil kann zum 

Beispiel sein, dass bestehen-
de Geschäftsverbindungen 
nicht unnötig belastet werden 
oder dass dadurch, dass der 
Konflikt bedeutend schneller 
beigelegt wird, Folgekosten 
eingespart werden. 

Der Nachteil der Mediation

Unter Umständen kann auch 
mit der Mediation keine Lö-
sung gefunden werden. In 
diesem Fall ist keine Instanz 
vorhanden, welche den Kon-
flikt obrigkeitlich beenden 
kann. Die Mediation kann er-
gebnislos ausgehen und die 
Parteien müssen entweder 
auf eine Lösung verzichten 
oder nachträglich an ein Ge-
richt gelangen. Der Abbruch 
der Mediation schafft keine 
res iudicata.

Gesetzliche Regelung 
der Mediation in der 
Schweiz

Im Unterschied zu Deutsch-
land und Österreich existiert 
in der Schweiz kein Media
tionsgesetz. Das hat zu Folge, 
dass der Titel Mediator nicht 
geschützt ist. Der Standard 
der Mediationsausbildung wird 
in der Schweiz durch die ver-
schiedenen Verbände vorge-
geben und kontrolliert. 

Die Mediation ist zudem in der 
neuen Zivilprozessordnung 
und Strafprozessordnung er-
wähnt. 

Einerseits kann die Mediation 
anstelle eines vorgeschriebe-
nen Schlichtungsverfahrens 
gewählt werden. Mit der Wahl 
dieses Vorgehens steigt die 
Chance, dass eine gerichtliche 
Auseinandersetzung zur Lö-
sung des anstehenden Konflik-
tes vermieden wird. Allerdings 
ist das Mediationsverfahren 
gegenüber dem Schlichtungs-
verfahren bedeutend zeitauf-
wändiger. Dadurch, dass die 
Mediation anstelle des Schlich-
tungsverfahrens gewählt wird, 
kann aber vermieden werden, 
dass bei scheiternder Media-
tion ein neues Schlichtungs-
verfahren eingeleitet werden 
muss. Zudem wirkt die Media
tion, wenn sie als Ersatz für  
ein Schlichtungsverfahren ge-
wählt wird, verjährungsunter-
brechend, da damit ein Konflikt 
bereits rechtshängig ist. 

Im Übrigen hat das Gericht die 
Möglichkeit, eine Mediation 
zu empfehlen. Es fehlt in der 
Schweiz die Möglichkeit, die 
Mediation gerichtlich vorzu-
schreiben. 

Die Mediation wird in Art. 17 
der Jugendstrafprozessord-
nung ausdrücklich als Alterna-
tive zum Strafverfahren vorge-
sehen.

Anwendungsbereich  
der Mediation

Aus der Konfliktforschung ist 
bekannt, dass Konflikte stu-
fenweise eskalieren. Diese 
Stufen reichen von der reinen 
Meinungsverschiedenheit bis 
zur totalen Zerstörung beider 
Parteien. Anschaulich zeigt 
dies das nachfolgende Stufen-
modell von Glasl. 

1. Verhärtung
2. Debatte / Polemik
3. Taten statt Worte
4. Images und Koalitionen
5. Gesichtsverlust
6. �Drohstrategie und  

Erpressung
7. �Begrenzte Vernich-

tungsschläge
8. �Zersplitterung,  

totale Zerstörung
9. �Gemeinsam in den 

Abgrund

Für Konflikte in den Eskala-
tionsstufen 1 und 2 genügt 
meistens ein klärendes Ge-
spräch, allenfalls eine gering-
fügige Vermittlung durch Dritte. 
Ein strukturiertes Konfliktma-
nagement ist auf diesen Stufen 
noch nicht notwendig. 

Auf Stufe 3 werden vollendete 
Tatsachen geschaffen. In die-
sem Stadium sind die Parteien 
im Allgemeinen nicht mehr in 
der Lage, ihren Konflikt ohne 
Mitwirkung von Dritten zu lö-
sen. 

Auf Stufe 4 werden Koalitio-
nen gebildet und es wird das 
eigene Image aufpoliert. Um 
Konflikte zu lösen, die so weit 
eskaliert sind, braucht es ein 

Mit Hilfe der Mediation  
ist es meist möglich,  
Lösungen für einen Kon­
flikt bedeutend schneller 
zu finden als auf gericht­
lichem Weg.
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strukturiertes Verfahren. Das 
Gleiche gilt für Stufe 5, auf wel-
cher das Nachgeben im Kon-
flikt einen Gesichtsverlust der 
nachgebenden Partei bedeu-
tet. Hier kann eine Konfliktlö-
sung nur noch dann herbeige-
führt werden, wenn die Partei, 
welche nachgibt, im Gegenzug 
eine eigene Vergünstigung er-
hält. Diese beiden Stufen sind 
das zentrale Anwendungsge-
biet der Mediation. 

Konflikte auf Stufe 6 und 7 sind 
im Allgemeinen nur noch mit 
Richterspruch lösbar. Im Ge-
richtsverfahren wird zwar der 
aktuelle Konflikt entschieden, 
das grundliegende Problem 
jedoch nicht gelöst. 

Konflikte, die bereits auf Stufe 
8 oder 9 eskaliert sind, sind im 
Allgemeinen nicht mehr lösbar. 
Sie führen unter Nationen zum 
Krieg.

Die Mediation kann somit an-
gewendet werden, um bereits 
eskalierte Konflikte zu lösen. 
Durch das strukturierte Ver-
fahren werden die Parteien 
wieder auf das Grundproblem 
fokussiert. Die Konfliktstrate
gien wie die Bildung der Koali-
tionen, der Imagepflege sowie 
die Angst vor dem Gesichts-
verlust werden sekundär und 
treten hinter die Formulierung 
der Bedürfnisse und Interessen 
der Parteien zurück. Der Fokus 
liegt damit auf der Lösung des 
Konfliktes und nicht auf dem 
Sieg im Kampf mit der Gegen-
partei. 

Dadurch, dass die Mediation 
eigenverantwortliche Lösun-
gen fordert, ist das für sämt-
liche beteiligten Parteien auch 
annehmbar. Es gibt in diesem 
Sinne in der Mediation keine 
Gewinner und Verlierer. Es wird 
eine Lösung des Konfliktes ge-
sucht und gefunden, welche 
den Interessen und Bedürf-
nissen aller Beteiligten gerecht 
wird. 

Das Resultat der Mediation 
führt im Idealfall dazu, dass 
beide Parteien die Konfliktlö-
sung als befriedigend erleben. 

Die zukünftige Beziehung unter 
den Parteien wird nicht mehr 
durch den Konflikt belastet. 
Mediation ist immer dann das 
ideale Verfahren, wenn die Be-
ziehung der Parteien, sei sie 
persönlich oder geschäftlich, 
mit der Lösung des Konflik-
tes nicht beendet ist. Dies ist 
vor allem in familienrechtlichen 
Streitigkeiten sowie in Kon-
flikten unter langjährigen Ge-
schäftspartnern der Fall. 

Neben dem Grad der Eskala-
tion des Konfliktes ist jedoch 
auch die Art des Konfliktes 
entscheidend. Je kreativer und 
auf die aktuelle Situation be-
zogen die Konfliktlösung sein 
muss, umso schwieriger wird 
es für ein Gericht, diese Lö-
sung zu finden. Die Parteien 
kennen den Konflikt und das 
Umfeld dieses Konfliktes am 
besten und sind daher auch 
die geeigneten Instanzen, eine 
Lösung des Konfliktes zu fin-
den. Die Mediation bietet dafür 
den Rahmen.

Während die Gerichte gezwun-
gen sind, ein eindeutiges Urteil 
zu fällen, das den Konfliktstoff 
nur sehr schemenhaft berück-
sichtigt, können in der Media
tion, in welcher vorwiegend 
die Interessen und 
Bedürfnisse der Par-
teien Grundlage für 
eine Konfliktlösung 
sind, Lösungen ge-
funden werden, wel-
che ausserhalb des 
üblichen Schemas 
liegen und im Idealfall den 
Konflikt auf eine Art lösen, wel-
cher für beide Parteien einen 
Gewinn schafft. 

Zusammenfassung

Die Mediation ist somit ein Ver-
fahren, das neben dem gericht-
lichen Verfahren steht. Wel-
ches der Verfahren im Einzelfall 
die besseren Erfolgsaussichten 
hat, hängt von verschiedenen 
Umständen ab. Sicher lohnt 
es sich, die Mediation als Al-
ternative im Konflikt immer zu 
prüfen.	

Die Aufgabe  
des Parteianwaltes  
in der Mediation
Obwohl die Mediation 
grundsätzlich ein Verfahren 
ist, in welchem die Lösung 
von den Parteien in Eigen-
verantwortung und entspre-
chend ihren Bedürfnissen 
und Wünschen gefunden 
wird, ist doch in vielen Fäl-
len eine juristische Beratung 
notwendig oder mindestens 
sinnvoll. Die Parteien müs-
sen ihre Rechtspositionen 
kennen und wissen, was 
allenfalls gerichtlich durch-
setzbar wäre. Die Vermitt-
lung dieser Rechtsposition 
ist Aufgabe der Parteian-
wälte. 

Andererseits muss auch das 
gefundene Resultat der 
Rechtsordnung entspre-
chen. Die Parteianwälte 
müssen das Resultat der 
Mediation daraufhin kont-
rollieren, ob es rechtlich zu-
lässig und allenfalls durch-
setzbar ist.

Es gibt in in der Mediation 
keine Gewinner und  
Verlierer.

Sicher lohnt es sich,  
die Mediation als Alter­
native im Konflikt immer 
zu prüfen.
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Golf Gonten AG · 9108 Gonten · T 071 795 40 60 · www.golfplatz.ch

Die traumhafte 18-Loch-Anlage des Golfplatzes Gonten in idyllischer Moorlandschaft 
mit Ausblick in den Alpstein bietet auch für Einsteiger idealste Bedingungen.  
Egal, ob Sie Club-Mitglied sind oder nicht, ob Sie regelmässig oder selten spielen,  
ob Sie Anfänger oder Profi sind: Auf dem Golfplatz Gonten interessiert einzig Ihre  
Faszination für diesen wunderbaren Sport – Schwingen Sie sich frei vom Alltag! 

› Golf-Einsteigerpaket mit Möglichkeit zur Platzreife!  Ab Fr. 780.– pro Person› attraktive Greenfees› Gäste sind auch am Wochen- ende herzlich willkommen

Spielend erholen… 

Die Stiftung Waldheim bietet Erwachsenen mit geistiger, 
körperlicher und psychischer Behinderung eine Heimat 
fürs Leben. Ihre Spende hilt uns, diese wichtige
Aufgabe zu erfüllen: www.stiftung-waldheim.ch

Spendenkonto 90-18177-2

Für ein lebenswertes 
Leben spenden.
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Auflage
2’300 Exemplare

«ALLES WAS RECHT IST»
gesammelt von RA Bruno A. Hubatka

Verkehrssünder dürfen  
doppelt bestraft werden

Ein Waadtländer Automobilist war für 
eine Geschwindigkeitsübertretung mit 
600 Franken und einem Monat Füh­
rerausweisentzug gebüsst worden. 
Dagegen hat er Beschwerde einge­
reicht. Das Bundesgericht wies seine 
Klage zurück.
Verkehrssünder dürfen weiterhin 
doppelt sanktioniert werden. Nach 
Ansicht des Bundesgerichts lässt 
sich das Nebeneinander von Führer-
ausweisentzug und Busse auch mit 
der neueren Rechtsprechung des 
Europäischen Menschengerichtshofs 
vereinbaren.
Beschwert hatte sich ein Waadtlän-
der Automobilist, der 2010 auf der 
Autobahn mit 32  Stundenkilometern 
zu viel unterwegs gewesen war. Da-
für wurde er zunächst mit 600 Fran-
ken gebüsst. Später entzog ihm das 
Strassenverkehrsamt den Führeraus-
weis für einen Monat.
Vor Bundesgericht berief sich der Mann 
auf den Grundsatz, dass niemand für 
die gleiche Straftat zweimal verurteilt 
werden darf. Gemäss einem jüngeren 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte EGMR gelte die-
ses Verbot auch in Fällen wie hier.

   ��«Zeuge, jetzt sagen Sie uns bitte: 
Wie drückte sich der Angeklagte 
aus?» – «Er sagte, er habe das Auto 
gestohlen.»  –  «Sprach er dabei in 
der dritten Person?» – «Nein, Herr 
Richter, wir waren allein.»  –  «Sie 
verstehen mich falsch. Ich fragte, 
ob er nicht vielmehr gesagt hat: Ich 
habe das Auto gestohlen.» – «Nein, 
Herr Richter, von Ihnen war nicht 
die Rede!»

 

   ��«Wo waren Sie während der Tat-
zeit?», fragte der Richter den Ange-
klagten. – «Im Kino.» –  «Vermutlich 
alleine?» – «Oh nein, Herr Richter, 
die Vorstellung war ausverkauft.» 
– «Aber Sie kannten keinen?» – 
«Doch, Kevin Costner. Wegen dem 
bin ich doch hingegangen!»

 
   ��«Angeklagter, warum haben Sie das 
Auto gestohlen?» – «Ich musste 
dringend zur Arbeit, Herr Richter.» 
– «Aber Sie hätten doch den Bus 
nehmen können.» – «Für den habe 
ich keinen Führerausweis!»

 
   ��Vor Gericht: «Angeklagter, warum 
haben Sie den Kläger auf offener 
Strasse verprügelt?» – «Euer Ehren, 
bei meinen finanziellen Verhältnis-
sen war es mir nicht möglich, dafür 
die AFG Arena zu mieten!»

 
   ��Der Richter: «Angeklagter, warum 
zum Teufel haben Sie die Beleidi-
gung dem Kläger gegenüber drei-
mal wiederholt?» – «Tja, wissen Sie, 
Herr Richter, ich bin nun halt mal ein 
Wiederholungstäter!»

Experten sind sich uneinig
Die Richter in Lausanne haben diese 
Sicht der Dinge nun aber verworfen 
und die Beschwerde abgewiesen. Das 
höchste Gericht räumt zwar ein, dass 
gewisse Autoren aus dem fraglichen 
Entscheid des EGMR abgeleitet ha-
ben, dass das Schweizer Sanktions-
system im Strassenverkehr gegen das 
Doppelbestrafungsverbot verstosse.
Gleichzeitig verweist das Bundes-
gericht allerdings darauf, dass der 
EGMR das Nebeneinander von admi-
nistrativem Führerausweisentzug und 
strafrechtlicher Busse in einem frühe-
ren Entscheid explizit als rechtmässig 
beurteilt hat. Das aktuelle Urteil der 
Richter in Strassburg ändere an die-
sem Grundsatz nichts.
Im Übrigen habe das Parlament kürz-
lich darauf verzichtet, die Kompetenz 
zum Führerausweisentzug einem al-
lein entscheidenden Strafrichter zu 
übertragen. Und der Bundesrat habe 
2010 festgehalten, dass entspre-
chende Verkehrsgerichte nicht gegen 
den von 22 Kantonen klar geäusser-
ten Willen eingeführt werden könnten.

BG-Urteil 1C_105/2011 vom 26.9.2011



Der Audi RS Q3 quattro®  
mit 310 PS.
Ein Drehmoment von 420 Nm und quattro® serienmässig machen den Audi RS Q3 zu einem echten Extremsportler. 
Und zum ersten Hochleistungs-SUV seiner Klasse.  

Weitere Infos erfahren Sie bei uns.

Audi RS Q3, 2.5 TFSI quattro, Normverbrauch gesamt: 8,8 l/100 km, 206 g CO2/km  

(Durchschnitt aller verkauften Neuwagen: 153 g/km), Energieeffizienzkategorie: G.

 Jetzt Probe fahren  

Zürcher Strasse 162, 9001 St. Gallen
Tel. 071 274 80 74, www.city-garage.ch

Breitestrasse 3, 9532 Rickenbach
Tel. 071 929 80 30, www.city-garage.ch

Verkaufsstelle:


